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Geſetz-Sammlung 


für die f 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— No. 4. — 


(No. 1049.) Vertrag zwiſchen Seiner Majeftät dem Könige von Preußen und Seiner Koͤnig⸗ 
! a: lichen Hoheit dem Großherzoge von Mecklenburg⸗Schwerin, wegen gegen⸗ 
ſeitiger Aufhebung alles Unterſchiedes in der Behandlung der beiderſeitigen 
Schiffe und deren Ladungen in den Preußiſchen und Mecklenburgiſchen 


S 7 5 Haͤfen. Vom 19ten Dezember 1826. 5 
Deine Majeſtaͤt der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Mecklenburg⸗Schwerin, uͤberzeugt, daß die gegenſeitige Auf⸗ 
hebung alles Unterſchiedes in der Behandlung der beiderſeitigen Schiffe und 


' 


deren Ladungen in den Häfen des anderen Staates weſentlich zur Erweiterung 


und Belebung der Handelsverbindungen zwiſchen Ihren beiderſeitigen Landen, 
und zur Erleichterung Ihrer hierbei betheiligten Unterthanen beitragen wuͤrde, 
haben uͤber dieſen Gegenſtand durch Ihre Bevollmaͤchtigte, namlich: 95 — 
Seine Majeſtaͤt der König von Preußen durch Allerhi chſt⸗Ihren Wirk⸗ 

lichen Legationsrath Michaelis und 3 21 K N x 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg - Schwerin 
durch Hoͤchſt⸗Ihren Kammer⸗Rath Freiherrn von Meerheimb, 

unter dem Vorbehalte der beiderſeitigen landesherrlichen Genehmigung, die nach⸗ 


folgenden Artikel verabreden und abſchließen laſſen. 


Artikel 1. 

Die Preußiſchen, in die Haͤfen des Großherzogthums Mecklenburg⸗ 
Schwerin ein⸗ und aus ſelbigen auslaufenden Schiffe, ſie moͤgen nun unmit⸗ 
telbar aus Preußiſchen Haͤfen kommen und beziehungsweiſe dorthin beſtimmt 
ſeyn, oder nicht, ſollen in jenen Haͤfen keinen anderen oder hoͤheren Abgaben 
oder Laſten, welcher Art dieſe auch immer ſeyn moͤgen, unterworfen werden, 
als denjenigen, mit welchen daſelbſt die einheimiſchen, ſowohl unter Mecklen⸗ 
burgiſcher, als auch unter Roſtocker Flagge fahrenden Schiffe bei ihrem Ein⸗ 
oder Ausgange jetzt belegt ſind, oder kuͤnftig belegt werden moͤchten. 

Dieſelbe Gleichſtellung der Abgaben ſoll in den Koͤniglich-Preußiſchen 

Häfen ruͤckſichtlich der ein⸗ oder auslaufenden Mecklenburgiſchen Schiffe dergeſtalt 


Statt finden, daß dieſe Schiffe daſelbſt keinen anderen oder hoͤheren Abgaben oder 


Laſten unterworfen ſeyn ſollen, als denjenigen, welche in jenen Haͤfen von einheimi⸗ 
ſchen Schiffen zu entrichten find, oder kuͤnftig etwa zu entrichten ſeyn möchten. 
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(Ausgegeben zu Berlin den 20ſten Februar 1827.) 
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x 8 : 3 Artikel 2. : g = 
Allen und jeden Gütern, Waaren und Gegenſtaͤnden des Handels, ſie 
ſeyen inländifchen oder auslaͤndiſchen Urſprungs, welche jetzt oder in Zukunft 
auf einheimiſchen Schiffen in die Königlich -Preußifchen oder Großherzoglich⸗ 
Mecklenburgiſchen Hafen ein⸗ oder aus ſelbigen ausgefuͤhrt werden duͤrfen, ſoll 
in ganz gleicher Weiſe auch auf Schiffen des anderen Landes der Eingang in 
jene Haͤfen oder der Ausgang aus ſelbigen offen ſtehen. 8 
— — Artikel 3. - 
In Hinſicht der Abgaben, welche von den nach vorſtehendem Artikel in 
die beiderſeitigen Haͤfen ein⸗ oder aus ſelbigen auszufuͤhrenden Gütern, Waaren 
und Gegenſtaͤnden des Handels zu entrichten find, ſoll die Nationalität der bei- 
derſeitigen Schiffe, auf denen die Ein⸗ oder Ausfuͤhrung Statt finden wird, 
durchaus keinen Unterſchied begründen. Bei der Einführung auf Schiffen des 
anderen Staates ſollen daher jene Guͤter, Waaren⸗ und Handelsgegenſtaͤnde 
keinen hoͤheren oder anderen Abgaben unterworfen ſeyn, als denen, welche da⸗ 
von zu erheben ſeyn wuͤrden, wenn die Einbringung auf einheimiſchen Schiffen 
geſchaͤhe. Desgleichen ſollen auch bei der Ausfuhr auf Schiffen des anderen 
Staates die naͤmlichen Praͤmien, Ruͤckzoͤlle, Vortheile und Beguͤnſtigungen irgend 
einer Art gewaͤhrt werden, welche etwa fuͤr die Ausfuͤhrung auf einheimiſchen 
Schiffen beſtehen oder kuͤnftig beſtehen moͤchten. i 15988 
ni PVP 3 
Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welcher vom Aften April 1827. 
ab in Kraft treten wird, iſt vorlaͤufig auf acht Jahre feſtgeſetzt, und ſoll der⸗ 
ſelbe, wenn zwölf Monate vor dem Ablaufe dieſes Zeitraums von der einen oder 
anderen Seite eine Aufkuͤndigung nicht erfolgt ſeyn wird, noch ferner auf ein Jahr 
und ſofort bis ein Jahr nach etwa geſchehener Aufkuͤndigung in Kraft bleiben. 
Artikel 5. ö 
Gegenwaͤrtiger Vertrag ſoll unverzüglich" zur landesherrlichen Ratifikation 
vorgelegt, und ſollen die Ratifikations⸗Urkunden ſobald als moͤglich ausge⸗ 
wechſelt werden. : ; 
Des zu Urkund iſt dieſer Vertrag von den beiderſeitigen Bevollmaͤchtigten 
unter Beidruͤckung ihrer Siegel unterzeichnet worden. 
ö So geſchehen Berlin, den neunzehnten Dezember im Jahre Eintauſend 
Achthundert und ſechs und zwanzig. l 


(. S) Ernſt Michaelis. (L. S) Wilhelm Frh. v. Meerheimb. 
Dieſer Vertrag iſt unter dem oten Januar 1827. ratifizirt worden, und 
hat die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden Statt gefunden. 
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ee 
(No. 1050.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom Sten Januar 1827., betreffend den gleich- 
155 zꝛtẽeitigen Verluſt des eiſernen Kreuzes und des Ruſſiſchen St. Georgen: 
Ordens Ster Klaſſe. = = 
Nachdem Ich bereits durch die Verfügung: vom 10ten September 1824. an 
die General⸗Ordenskommiſſion beſtimmt habe, daß in allen Faͤllen, wo der Ver⸗ 
luſt des eiſernen Kreuzes oder des Erbrechts dazu, von Mir ausgeſprochen wird, 
dies auch zugleich den Verluſt des St. Georg⸗Ordens Ster Klaſſe oder der Erb⸗ 
berechtigung dazu, nach ſich ziehen ſoll, ohne daß es deshalb einer ausdrücklichen 
Erklarung bedürfe; finde Ich Mich veranlaßt, ferner feſtzuſetzen, daß der von 
Mir erklärte Verluſt des St. Georg⸗Ordens 5ter Klaſſe oder der Erbberechti⸗ 
gung dazu, auch jedesmal von ſelbſt und ohne daß es einer weiteren ausdruͤcklichen 
Erklarung bedarf, den Verluſt der Erbberechtigung zum eiſernen Kreuz zur Folge 
haben ſoll. 8 oe 
AJch beauftrage Sie, dieſe Beſtimmungen den Zivil- und Militair⸗Gerich⸗ 
ten bekannt zu machen. 9 : 


Berlin, den 5ten Januar 1827. 5 
Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminiſter General der Infanterie von Hake 
und Graf von Danckelmann. 
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(No. 1054.) * Merhöchfte Kabinetsorder vom-SAften Januar 1827., betreffend die Befug⸗ 
WERL, niß der Seehandlung zum außergerichtlichen Verkauf der ihr verpfaͤndeten 
Effekten. TR ine d 
D die gemeinnützigen Zwecke der Geſchaͤfte der Seehandlung die moͤglichſt 
baldige Wiedereinziehung der von ihr ausgeliehenen Kapitalien erfordern; ſo will 
Ich das der Bank bereits zuſtehende Recht des außergerichtlichen Verkaufs der 
eingeſetzten Pfaͤnder auch der Seehandlung beilegen. Selbige iſt hiernach ermaͤch⸗ 
tigt, bei nicht erfolgender Ruͤckzahlung der auf Pfänder gegebenen Vorſchuͤſſe, 
nach Eintritt der Verfallzeit, das Unterpfand mittelſt einer von ihren Beamten 
abzuhaltenden öffentlichen Auktion zu verkaufen und ſich aus dem Erloͤs fuͤr 
Kapital, Zinſen und Koſten bezahlt zu machen. Im Falle eines uͤber das Ver⸗ 
mögen des Schuldners eröffneten Konkurſes, ift die Seehandlung nicht verpflichtet, 
ihre Pfaͤnder herauszugeben. Ihr verbleibt vielmehr auch in dieſem Falle das 
Recht des außergerichtlichen Verkaufs mit der Verbindlichkeit, den nach ihrer 
Befriedigung noch vorhandenen Reſt der Löfung zur Konkursmaſſe abzuliefern. 
Das Staatsminiſterium hat dieſe Beſtimmungen durch die Geſetzſammlung 
bekannt zu machen. ö a ; 


Berlin, den Iiften Januar 1827. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


